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3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin wird zurÃ¼ckgewiesen.

AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Umstritten ist die Verpflichtung der KlÃ¤gerin, einen Antrag auf vorzeitige
Altersrente zu stellen.

Die am â�¦ 1951 geborene KlÃ¤gerin und BerufungsklÃ¤gerin (im Folgenden:
KlÃ¤gerin) bezog seit dem 1. Januar 2005 vom Beklagten und Berufungsbeklagten
(im Folgenden: Beklagter) Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach
dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch (SGB II). Die KlÃ¤gerin ist EigentÃ¼merin eines
freistehenden Einfamilienhauses, welches mit Ã�l beheizt wird.

Der Beklagte schloss mit der KlÃ¤gerin am 21. September 2012 eine
Eingliederungsvereinbarung. Diese hatte eine GÃ¼ltigkeit bis zum 29. September
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2014, sofern keine neue Eingliederungsvereinbarung im GÃ¼ltigkeitszeitraum
geschlossen werde. In dieser war festgelegt, dass der Beklagte bei der Aufnahme
einer sozialversicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung bei vorheriger Antragstellung
ZuschÃ¼sse gewÃ¤hren und bei Bedarf Umzugskosten oder Mittel fÃ¼r die
getrennte HaushaltsfÃ¼hrung bereitstellen kÃ¶nne. Auch kÃ¶nne eine
Arbeitsaufnahme durch die GewÃ¤hrung eines Eingliederungszuschusses an den
Arbeitgeber bei ErfÃ¼llung der gesetzlichen Voraussetzungen und vorheriger
Antragstellung durch den Arbeitgeber unterstÃ¼tzt werden.

Mit Bescheid vom 15. Mai 2013 und zahlreichen Ã�nderungsbescheiden (wegen der
GewÃ¤hrung weiterer Kosten der Unterkunft und Heizung zum
FÃ¤lligkeitszeitpunkt) gewÃ¤hrte der Beklagte der KlÃ¤gerin Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhaltes fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Juli 2013 bis 30. Juni
2014. Im gesamten Zeitraum fand keine Anrechnung von Erwerbseinkommen statt,
da die KlÃ¤gerin keiner ErwerbstÃ¤tigkeit nachging.

Mit Schreiben vom 30. Januar 2014 forderte der Beklagte die KlÃ¤gerin auf, bis zum
28. Februar 2014 eine Bescheinigung des RentenversicherungstrÃ¤gers vorzulegen,
ab wann die KlÃ¤gerin frÃ¼hestens eine Rente beziehen kÃ¶nnte. Dieses Schreiben
enthielt zusÃ¤tzlich den Hinweis, dass die KlÃ¤gerin verpflichtet sei, einen Antrag zu
stellen, wenn sie das 63. Lebensjahr vollendet habe und ab diesem Zeitpunkt eine
geminderte Altersrente beziehen kÃ¶nne. Am 31. Januar 2014 fand ein GesprÃ¤ch
zwischen der KlÃ¤gerin und dem Beklagten in den GeschÃ¤ftsrÃ¤umen des
Beklagten statt. In diesem wies der Beklagte die KlÃ¤gerin auf die Altersrente mit
63 Jahren hin und hÃ¤ndigte ihr das Schreiben vom vorherigen Tage aus. Er wies
darauf hin, dass nach der Einreichung der Bescheinigung und deren PrÃ¼fung eine
gesonderte Aufforderung ergehen werde.

Am 20. Februar 2014 reichte die KlÃ¤gerin eine am 18. Februar 2014 erstellte
Rentenauskunft der Deutschen Rentenversicherung Bund (DRV Bund) ein. Danach
werde die Regelaltersgrenze am 21. August 2016 erreicht. Die voraussichtliche
Regelaltersrente betrage 767,44 Euro bei Zugrundelegung der bisher bereits
gezahlten BeitrÃ¤ge, bzw. 796,68 Euro, sollten die BeitrÃ¤ge der letzten fÃ¼nf
Jahre weitergezahlt werden (ohne Rentenanpassungen). Die KlÃ¤gerin kÃ¶nne
ebenfalls eine Altersrente wegen Arbeitslosigkeit oder nach Altersteilzeitarbeit bzw.
fÃ¼r Frauen in Anspruch nehmen. Dies wÃ¤re ohne AbschlÃ¤ge ab 1. April 2016
und mit einer Minderung von 18 % der Rente bereits ab dem 1. April 2011
mÃ¶glich. Eine Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrige Versicherte kÃ¶nne ebenfalls mit
AbschlÃ¤gen in HÃ¶he von 8,7 % ab dem 1. April 2014 bezogen werden.

Daraufhin forderte der Beklagte die KlÃ¤gerin mit Bescheid vom 21. Februar 2014
auf, bis zum 10. MÃ¤rz 2014 einen Antrag auf vorzeitige Altersrente beim
zustÃ¤ndigen RentenversicherungstrÃ¤ger zu stellen. Nach den vorliegenden
Unterlagen kÃ¶nne sie einen Anspruch auf Altersrente haben und sie sei verpflichtet
einen Antrag zu stellen, wenn sie das 63. Lebensjahr vollendet und einen Anspruch
auf geminderte Altersrente habe. Auch sei er berechtigt, diesen Antrag selber nach 
Â§ 5 Abs. 3 SGB II zu stellen, sollte die KlÃ¤gerin dies ihrerseits unterlassen. Mit
Schreiben vom selben Tage meldete der Beklagte einen Erstattungsanspruch
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gegenÃ¼ber der Deutschen Rentenversicherung Bund an.

Mit Schreiben vom 5. MÃ¤rz 2021 teilte die Deutsche Rentenversicherung Bund
dem Beklagten mit, dass sie die Voranmeldung bzgl. eines Erstattungsanspruchs
erhalten habe, aber bisher noch kein Rentenantrag seitens der KlÃ¤gerin gestellt
worden sei.

Mit Schreiben vom 19. MÃ¤rz 2014 teilte die KlÃ¤gerin mit, sie werde keinen
Rentenantrag stellen. Mit Schreiben vom gleichen Tage legte sie Widerspruch
gegen die Aufforderung ein: Die Zwangsverrentung sei ihr nicht zuzumuten, da
diese eine besondere HÃ¤rte fÃ¼r sie darstellen wÃ¼rde, denn die AbschlÃ¤ge
hierfÃ¼r seien zu hoch. Auch wolle sie weiterhin ihre Arbeitskraft dem Arbeitsmarkt
zur VerfÃ¼gung stellen und sich weiterhin um Arbeit bemÃ¼hen. Die
abgeschlossene Eingliederungsvereinbarung laufe bis zum 29. September 2014.
Eine vorzeitige Beendigung sei daher nicht mÃ¶glich. Da die monatliche Rente
voraussichtlich geringer sein werde als ihr SGB II-Leistungsanspruch, sei sie ein
HÃ¤rtefall.

Mit Bescheid vom 27. Mai 2014 bewilligte der Beklagte der KlÃ¤gerin Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhaltes fÃ¼r den Zeitraum vom 1. Juli 2014 bis 31.
Dezember 2014.

Mit Schreiben vom 27. Mai 2014, zugegangen am 30. Mai 2014, forderte der
Beklagte die KlÃ¤gerin erneut auf, umgehend nach Zugang dieses Schreibens einen
Antrag auf vorzeitige Altersrente zum frÃ¼hestmÃ¶glichen Zeitpunkt nach
Vollendung des 63. Lebensjahres zu stellen und dies bis zum 30. Juni 2014
mitzuteilen. Der erste Teil des Schreibens enthielt die wortgleiche Formulierung wie
der Bescheid vom 21. Februar 2014. ZusÃ¤tzlich fÃ¼hrte der Beklagte aus: "Im
Rahmen der pflichtgemÃ¤Ã�en ErmessensausÃ¼bung konnte ich nach PrÃ¼fung
Ihres Einzelfalls keine GrÃ¼nde feststellen, wonach von einer Aufforderung zur
Rentenantragstellung abzusehen wÃ¤re. Es liegen weder die in der Verordnung vom
14. April 2008 zur Vermeidung unbilliger HÃ¤rten bei der Inanspruchnahme einer
vorgezogenen Altersrente (Unbilligkeitsverordnung â�� UnbilligkeitsV) genannten
GrÃ¼nde vor, noch sind andere unbillige GrÃ¼nde bezogen auf Ihren Einzelfall
erkennbar." Ansonsten beabsichtige der Beklagte selbst einen Antrag nach Â§ 5
Abs. 3 SGB II beim zustÃ¤ndigen RentenversicherungstrÃ¤ger zu stellen.

Noch mit Schreiben vom selben Tage stellte der Beklagte einen Antrag nach Â§ 5
Abs. 3 SGB II fÃ¼r die KlÃ¤gerin auf Altersrente bei der Deutschen
Rentenversicherung (DRV) Bund und machte gleichzeitig einen Anspruch auf
Erstattung nach Â§ 5 SGB II in Verbindung mit den Â§Â§ 103, 104 Zehntes Buch
Sozialgesetzbuch â�� Sozialverwaltungsverfahren und Sozialdatenschutz (SGB X)
geltend.

Gegen die erneute Aufforderung zur Rentenantragstellung legte die KlÃ¤gerin am 5.
Juni 2014 ebenfalls Widerspruch ein, da sie bereits einen Widerspruch gegen eine
solche Aufforderung eingelegt habe. Dessen Bescheidung sei vor einer erneuten
Aufforderung abzuwarten.
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Mit Schreiben vom 20. August 2014 teilte die DRV Bund dem Beklagten mit, dass
sie mit Bescheid vom 20. August 2014 den Antrag auf vorzeitige Altersrente des
Beklagten fÃ¼r die KlÃ¤gerin abgelehnt habe. Die Ablehnung erfolge, weil die
Berechtigte ihren Mitwirkungspflichten nicht nachgekommen sei. Die Ã¼bersandten
RentenformantrÃ¤ge und die dazugehÃ¶rigen Nachweise seien trotz Erinnerung
nicht eingesandt worden. Hiergegen legte der Beklagte am 17. September 2014
Widerspruch ein.

Mit Widerspruchsbescheid vom 28. August 2014 wies der Beklagte die
WidersprÃ¼che der KlÃ¤gerin als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Die Entscheidung
beruhe auf Â§ 12a Abs. 1 SGB II. Die WiderspruchsfÃ¼hrerin habe am 22. MÃ¤rz
2014 ihr 63. Lebensjahr vollendet. Seitdem bestehe die Verpflichtung, vorrangig die
mÃ¶gliche vorzeitige Altersrente in Anspruch zu nehmen. Auch genieÃ�e sie keinen
Bestandschutz, da sie nicht vor dem 1. Januar 2008 das 58. Lebensjahr vollendet
habe. Auch seien die Voraussetzungen der Unbilligkeitsverordnung nicht gegeben.
Die KlÃ¤gerin habe keinen Anspruch auf Arbeitslosengeld I. Eine abschlagsfreie
Altersrente sei erst ab dem 1. April 2016 mÃ¶glich, mithin nicht innerhalb der
nÃ¤chsten drei Monate. Die KlÃ¤gerin Ã¼be auch keine ErwerbstÃ¤tigkeit aus und
erziele auch kein Einkommen. Auch habe die KlÃ¤gerin nicht mitgeteilt, dass sie
beabsichtige, in nÃ¤chster Zukunft eine sozialversicherungspflichtige
BeschÃ¤ftigung aufzunehmen. DarÃ¼ber hinaus sehe der Beklagte auch keine
besondere HÃ¤rte. Denn selbst im Falle einer mit AbschlÃ¤gen versehenen
Altersrente wÃ¼rde keine HilfebedÃ¼rftigkeit der KlÃ¤gerin bestehen. Sie falle
dauerhaft aus dem Grundsicherungssystem und nicht erst durch den Bezug der
Regelaltersrente. Auch kÃ¶nnte sie gegebenenfalls Wohngeld beantragen, eine
private Rentenversicherung nutzen oder die Rente mittels Zuverdienstes
aufstocken. Das Interesse der KlÃ¤gerin an einer abschlagsfreien Rentenzahlung sei
nachrangig hinter dem Interesse der Allgemeinheit, keine weiteren
steuerfinanzierten Leistungen nach dem SGB II zu erbringen.

Hiergegen hat die KlÃ¤gerin am 9. September 2014 Klage am Sozialgericht Halle
(SG) erhoben. Zur BegrÃ¼ndung hat sie ausgefÃ¼hrt, der vorzeitige Rentenbezug
wÃ¤re fÃ¼r sie mit unzumutbaren finanziellen Nachteilen verbunden. Die
Beantragung wÃ¼rde zu einem dauerhaften Abschlag von 8,7 Prozent fÃ¼hren.
Auch sei sie als Rentnerin von den Leistungen nach Â§Â§ 16 ff. SGB II
ausgeschlossen. Es sei nicht ausgeschlossen, dass eine berufliche Eingliederung
innerhalb der nÃ¤chsten sechs Monate erfolgen kÃ¶nne. Eine KÃ¼ndigung der
laufenden Eingliederungsvereinbarung sei nicht erfolgt, sodass das Verfahren nach 
Â§ 12a SGB II erst nach deren Ablauf beginnen kÃ¶nne. Die AusÃ¼bung eines
pflichtgemÃ¤Ã�en Ermessens des Beklagten sei nicht zu erkennen. Es sei nicht
sicher, dass die geminderte Altersrente existenzsichernd sei. Die von der DRV Bund
Ã¼bersandten Unterlagen seien fÃ¼r diese Bewertung nicht geeignet.
PflichtgemÃ¤Ã�es Ermessen mÃ¼sse vor Erlass des Verwaltungsaktes ausgeÃ¼bt
werden, mit dem zum Rentenantrag aufgefordert werde. Die im Bescheid vom 27.
Mai 2014 gesetzte Frist sei nicht eingehalten worden. Der Beklagte dÃ¼rfe dafÃ¼r
nicht auf die gesetzte Frist im Bescheid vom 21. Februar 2014 zurÃ¼ckgreifen, da
diese mit dem Bescheid vom 27. Mai 2014 hinfÃ¤llig geworden sei. Denn der
Bescheid vom 27. Mai 2014 enthalte eine RÃ¼cknahmefiktion des Bescheides vom
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21. Februar 2014 und fÃ¼hre dazu, das Verfahren nach Â§ 12a SGB II erneut in
Gang zu setzen. Auch im Bescheid vom 27. Mai 2014 habe der Beklagte sein
Ermessen nicht fehlerfrei ausgeÃ¼bt. Der Beklagte hat dagegen seine
Aufforderungen fÃ¼r rechtmÃ¤Ã�ig erachtet. Durch den Widerspruch gegen den
Bescheid vom 21. Februar sei bekannt gewesen, dass die KlÃ¤gerin selbst keinen
Antrag stellen werde. Daher sei es ihm nicht verwehrt gewesen, sogleich selber
einen Rentenantrag zu stellen. Selbst wenn man den Antrag des Beklagten fiktiv auf
das Fristende am 30. Juni 2014 verschiebe, so folge daraus fÃ¼r die KlÃ¤gerin kein
spÃ¤terer Rentenbeginn als zum 1. April 2014, da fÃ¼r die Antragstellung nach Â§
99 Abs. 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch Sechstes Buch â�� Gesetzliche
Rentenversicherung (SGB VI) bis Ende Juli 2014 Zeit gewesen sei.

Mit Bescheid vom 17. Mai 2016 hat die DRV Bund der KlÃ¤gerin ab dem 1. April
2016 eine abschlagsfreie Altersrente in HÃ¶he von monatlich 902,62 Euro brutto
(805,59 Euro netto) gewÃ¤hrt und ab dem 1. Juli 2016 laufend ausgezahlt.

Zum 1. Januar 2017 hat der Gesetzgeber eine geÃ¤nderte Unbilligkeitsverordnung
erlassen. Die KlÃ¤gerin hat dazu vorgetragen, dass die geÃ¤nderte Rechtslage auch
in ihrem Fall anzuwenden sei. Der vorzeitige Bezug von Altersrente fÃ¼hre zu
einem ergÃ¤nzenden Anspruch auf Grundsicherung im Alter.

Mit Schreiben vom 3. November 2017 hat die DRV Bund die KlÃ¤gerin zur
Aufhebung der abschlagsfreien Rente ab 1. Dezember 2017 angehÃ¶rt. Eine
Aufhebung der Rentenbewilligung ist jedoch bis zur mÃ¼ndlichen Verhandlung des
Senats nicht erfolgt.

Am 22. November 2017 hat das SG einen ErÃ¶rterungstermin in der Sache
durchgefÃ¼hrt. BezÃ¼glich der Einzelheiten des Termins wird auf das
Sitzungsprotokoll vom selbigen Tage verwiesen.

Mit Schreiben vom 30. Januar 2018 und 5. Februar 2018 haben die Beteiligten einer
Entscheidung ohne mÃ¼ndliche Verhandlung zugestimmt. Das SG hat daraufhin
ohne mÃ¼ndliche Verhandlung die Klage mit Urteil vom 7. MÃ¤rz 2018 abgewiesen.
Es hat im Wesentlichen hierzu ausgefÃ¼hrt: MaÃ�geblich komme es bei einer
reinen Anfechtungsklage gegen Ermessensentscheidungen auf die Sach- und
Rechtslage im Zeitpunkt der letzten Verwaltungsentscheidung an. Die Ã�nderung
der Rechtslage ab dem 1. Juli 2017 sei daher unbeachtlich. Der Beklagte habe die
im Widerspruchsverfahren vorgebrachten Argumente der KlÃ¤gerin hinreichend
berÃ¼cksichtigt. Eine noch geltende Eingliederungsvereinbarung stelle keinen
Hinderungsgrund dar, welcher berÃ¼cksichtigt werden mÃ¼sse. Weitere
Gesichtspunkte seien fÃ¼r eine Unbilligkeit nicht ersichtlich. Eine zu kurz
bemessene Frist mache die Aufforderung nicht unwirksam; die ersatzweise
Antragstellung wirke aber erst nach Ablauf der angemessenen Frist. Die Frist im
Bescheid vom 21. Februar 2014 sei angemessen und auch noch wirksam gewesen,
da die ersatzweise Antragstellung am 27. Mai 2014 noch vor Bekanntgabe des
weiteren Bescheides erfolgt sei. In diesem Bescheid habe der Beklagte die im
Widerspruchsverfahren vorgebrachten ErwÃ¤gungen berÃ¼cksichtigt.
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Gegen das ihr am 13. August 2018 zugestellte Urteil hat die KlÃ¤gerin am 7.
September 2018 Berufung am Landessozialgericht Sachsen-Anhalt eingelegt. Sie
hat auf ihren bisherigen Vortrag verwiesen und ergÃ¤nzend ausgefÃ¼hrt: Die
Entscheidung sei rechtsfehlerhaft, da nicht ersichtlich sei, dass der Beklagte vor der
Bescheiderteilung Ã¼berhaupt Ermessen ausgeÃ¼bt habe. Dies sei jedenfalls aus
beiden Bescheiden nicht ersichtlich. Es seien nur Gesetzestexte und Textbausteine
verwendet worden. Die individuelle Ermessensentscheidung finde auch im
Widerspruchsbescheid nicht statt. Auch sei dem Beklagten bei Abschluss der
Eingliederungsvereinbarung das Alter der KlÃ¤gerin bekannt gewesen, so dass er
sich bis zum Ablauf der Geltungsdauer an diese zu halten habe. Der Bescheid vom
21. Februar 2014 enthalte keinen Hinweis auf die MÃ¶glichkeit der ersatzweisen
Antragstellung durch den Beklagten.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Halle vom 7. MÃ¤rz 2018 und den Bescheid des
Beklagten vom 21. Februar 2014 in der Fassung des Bescheides vom 27. Mai 2014,
beide in der Gestalt des Widerspruchbescheides vom 28. August 2014, aufzuheben
und den Beklagten zu verpflichten, die fÃ¼r die KlÃ¤gerin gestellten
RentenantrÃ¤ge bei der Deutschen Rentenversicherung Bund zurÃ¼ck zu nehmen.

Der Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Er verweist hierzu auf die zutreffenden GrÃ¼nde des erstinstanzlichen Urteils und
die AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsbescheid. ErgÃ¤nzend trÃ¤gt er vor, dass
Gegenstand der Ermessensentscheidung die PrÃ¼fung der
Tatbestandsvoraussetzungen der Unbilligkeitsverordnung gewesen sei. Die
UnbilligkeitsV sei nach der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts abschieÃ�end.
Auf das Bestehen der Eingliederungsvereinbarung komme es nicht an.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der
Beteiligten wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und der Verwaltungsakten des
Beklagten ergÃ¤nzend verwiesen. Diese sind Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung ist unbegrÃ¼ndet. Zutreffend hat das SG im Ergebnis
entschieden, dass die Aufforderung an die KlÃ¤gerin zur Rentenantragstellung
rechtmÃ¤Ã�ig ist.

Gegenstand des Berufungsverfahrens sind das Urteil des Sozialgerichts vom 7.
MÃ¤rz 2018 sowie der Bescheid des Beklagten vom 30. Januar 2014 â�� ergÃ¤nzt
mit Schreiben vom 27. Mai 2014 â�� in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 28.
August 2014, durch den die KlÃ¤gerin zur Beantragung einer vorzeitigen Altersrente
aufgefordert worden ist.
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I. Die Klage gegen die Aufforderung ist als Anfechtungsklage nach Â§ 54 Abs. 1
Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthaft, da es sich bei der Aufforderung, vorzeitig eine
Altersrente zu beantragen, um einen Verwaltungsakt im Sinne von Â§ 31 Satz 1 SGB
X handelt.

A. Die Klage ist zulÃ¤ssig. Vorliegend fehlt es der Anfechtungsklage nicht an einem
RechtsschutzbedÃ¼rfnis, da sich die Aufforderung des Beklagten zur Beantragung
einer vorzeitigen Altersrente nicht im Sinne von Â§ 39 Abs. 2 SGB X durch die am
17. Mai 2016 ab dem 1. April 2016 bestandskrÃ¤ftig bewilligte abschlagsfreie Rente
erledigt hat. Dies beruht auf folgenden ErwÃ¤gungen: Das RechtsschutzbedÃ¼rfnis
als allgemeine Sachurteilsvoraussetzung liegt vor, wenn der KlÃ¤ger mit dem
gerichtlichen Rechtsschutzverfahren ein rechtsschutzwÃ¼rdiges Interesse verfolgt.
Es fehlt, wenn die begehrte gerichtliche Entscheidung weder gegenwÃ¤rtig noch
zukÃ¼nftig die Stellung eines KlÃ¤gers verbessern wÃ¼rde (vgl. BSG, Urteil vom
22. MÃ¤rz 2012 â�� B 8 SO 24/10 R â��, juris, Rdnr. 10; SÃ¤chsisches
Landessozialgericht [LSG], Urteil vom 17. Oktober 2019 â�� L 3 AS 330/17 â��,
juris, Rdnr. 26; Keller, in: Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer/Schmidt, SGG [12. Aufl.,
2017], vor Â§ 51 Rdnr. 16a). Dies ist zum Beispiel dann der Fall, wenn sich der
Rechtsstreit in der Hauptsache erledigt hat (vgl. SÃ¤chsisches LSG, Urteil vom 24.
September 2015 â�� L 3 AS 1738/13 â��, juris, Rdnr. 34).

Das BSG hat im Urteil vom 12. Juni 2013 entschieden, dass "nach
bestandskrÃ¤ftiger Bewilligung einer Rente ( â�¦) das mit der Klage und der
Berufung verfolgte Ziel, der in Â§ 12a Satz 1 SGB II normierten Verpflichtung zur
Rentenantragstellung nicht nachkommen zu mÃ¼ssen, wegen des in Â§ 7 Abs. 4
Satz 1 SGB II bestimmten Leistungsausschlusses bei Bezug einer Rente wegen
Alters aber nicht mehr erreicht werden" kÃ¶nne (vgl. BSG, Urteil vom 12. Juni 2013
â�� B 14 AS 225/12 B â��, juris, Rdnr. 5). Diese Feststellung bezog sich jedoch auf
die vom LeistungstrÃ¤ger beantragte vorzeitige Altersrente. Im Gegensatz dazu hat
das BSG im Urteil vom 19. August 2015 eine Erledigung des
Aufforderungsbescheides verneint, wenn der LeistungstrÃ¤ger gegen die Ablehnung
des Antrages auf vorzeitige Altersrente durch den RentenversicherungstrÃ¤ger
Widerspruch eingelegt hat (vgl. BSG, Urteil vom 19. August 2015 â�� B 14 AS 1/15
R -, juris, Rdnr. 13). FÃ¼r eine Anfechtungsklage bestehe auch dann noch ein
RechtsschutzbedÃ¼rfnis, wenn der KlÃ¤ger zwischenzeitlich eine vom
RentenversicherungstrÃ¤ger bewilligte abschlagsfreie Regelaltersrente beziehe.
Denn solange das auf dem Antrag des LeistungstrÃ¤gers beruhende
Rentenverfahren nicht bestandskrÃ¤ftig abgeschlossen sei, begrÃ¼nde und erhalte
die angefochtene Aufforderung die VerfahrensfÃ¼hrungsbefugnis des Beklagten
fÃ¼r dieses Verfahren (vgl. BSG, Urteil vom 19. August 2015, a. a. O.).

FÃ¼r das RechtschutzbedÃ¼rfnis kommt es daher nicht darauf an, ob
mÃ¶glicherweise durch Fristablauf der RentenversicherungstrÃ¤ger daran gehindert
ist, die bestandskrÃ¤ftige Rentenbewilligung zugunsten der KlÃ¤gerin aufgrund des
Widerspruchs des Beklagten zu Ã¤ndern bzw. aufzuheben.

Die DRV Bund war nicht nach Â§ 75 Abs. 2 Alt. 1 SGG notwendig beizuladen. Durch
die Entscheidung des Rechtsstreits Ã¼ber die Aufforderung der KlÃ¤gerin durch den
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Beklagten zur Rentenantragstellung werden nicht gleichzeitig unmittelbar und
zwangslÃ¤ufig Rechte der DRV Bund gestaltet, bestÃ¤tigt oder festgestellt,
verÃ¤ndert oder aufgehoben. Denn dieser Rechtsstreit beantwortet nur eine
Vorfrage fÃ¼r die von der DRV Bund zu treffende Entscheidung Ã¼ber den
Rentenantrag des Beklagten, sodass ohne ihre Beteiligung Ã¼ber den vorliegenden
Rechtsstreit entschieden werden darf (BSG, Urteil vom 19. August 2015 â�� B 14 AS
1/15 R â��, juris, Rdnr. 14).

B. Jedoch ist die Berufung unbegrÃ¼ndet.

Der Bescheid vom 21. Februar 2014, wiederholt mit "Bescheid" vom 27. Mai 2014,
in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 28. August 2018, ist formell (1) und
materiell-rechtlich (2) rechtmÃ¤Ã�ig.

Entgegen der Ansicht der KlÃ¤gerin hebt der Bescheid vom 27. Mai 2014 nicht den
Bescheid vom 21. Februar 2014 im Sinne eines Zweitbescheides auf. Ein
Zweitbescheid liegt nur dann vor, wenn die BehÃ¶rde zum Ausdruck bringt, dass sie
ein Verfahren nicht wieder aufgreifen will. Ein solcher Bescheid enthÃ¤lt insofern
keine materiell-rechtliche, sondern nur eine formell-rechtliche Entscheidung zu der
Frage, ob eine NeuerÃ¶ffnung des Verfahrens erforderlich gewesen ist und eine
neue Sachentscheidung hÃ¤tte getroffen werden mÃ¼ssen (vgl. hierzu Luthe in:
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Aufl., Â§ 31 SGB X [Stand: 27.11.2018], Rdnr. 44
f.).

Der Bescheid vom 27. Mai 2014 stellt vielmehr eine "wiederholende VerfÃ¼gung"
dar. Dies ist Ergebnis der Auslegung nach Â§Â§ 133, 157 BGB, also danach, wie die
KlÃ¤gerin die WillenserklÃ¤rung des Beklagten vom 27. Mai 2014 unter
BerÃ¼cksichtigung der bekannten BegleitumstÃ¤nde vernÃ¼nftigerweise
verstehen durfte.

Wird ein bereits ergangener Verwaltungsakt lediglich wiederholt, so liegt hierin
keine erneute Regelung. Der weitere Bescheid ist somit kein eigenstÃ¤ndiger
Verwaltungsakt (vgl. BSG, Urteil vom 28. Oktober 2008 â�� B 8 SO 22/07 R-, juris;
Luthe in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Aufl., Â§ 31 SGB X, Stand: 27.11.2018,
Rdnr. 44). Werden lediglich die VerfÃ¼gungssÃ¤tze des Ursprungsbescheides in
einem weiteren Bescheid wiederholt, so ist dieser selbst dann kein Verwaltungsakt,
wenn der weitere Bescheid die bisher fehlende BegrÃ¼ndung der
Verwaltungsentscheidung nachholt (Engelmann in: v. Wulffen, SGB X, Â§ 31 SGB X
Rdnr. 32) und dies in Form eines Bescheides mit Rechtsbehelfsbelehrung und
GrÃ¼nden erfolgt (vgl. BSG, Urteil vom 17. April 1991 â�� 1 RR 2/89 â��, juris,
Rdnr. 14). So liegt der Fall hier. Der "Bescheid" vom 27. Mai 2014 wiederholt den
VerfÃ¼gungssatz des Bescheides vom 21. Februar 2014 und greift die
vorgebrachten Argumente des laufenden Widerspruchverfahrens auf. Der Beklagte
hat im Widerspruchsverfahren erkannt, dass der Bescheid vom 21. Februar 2014
keine BegrÃ¼ndung im Sinn einer Mitteilung der tragenden
ErmessenserwÃ¤gungen enthielt. Er hat nunmehr AusfÃ¼hrungen zu den
Einwendungen und Bedenken der KlÃ¤gerin gemacht â�� mÃ¶glicherweise, weil er
diese in der BegrÃ¼ndung des ursprÃ¼nglichen Verwaltungsakts fÃ¼r nicht
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erwÃ¤hnenswert erachtete hatte (vgl. hierzu BVerwG, Urteil vom 10. Oktober 1961
â�� VI C 123.59 â��, BVerwGE 13, 99-107, Rdnr. 13). Damit sollte keine neue
Verfahrensfrist in Gang gesetzt werden. Dies konnte die KlÃ¤gerin auch durch die
mehrmalige Verwendung des Wortes "umgehend" erkennen. Mithin war aus Sicht
des EmpfÃ¤ngers â�� trotz erneuter Rechtsmittelbelehrung â�� erkennbar, dass der
Beklagte sein Handeln auf die Bindungswirkung des Erstbescheides stÃ¼tzen wollte
(vgl. Luthe in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2. Aufl., Â§ 31 SGB X, Stand:
27.11.2018, Rdnr. 44).

ErmÃ¤chtigungsgrundlage fÃ¼r die Aufforderung an die KlÃ¤gerin und die
Ersatzvornahme ist Â§ 12a SGB II in Verbindung mit Â§ 5 Abs. 3 Satz 1 SGB II.
GemÃ¤Ã� Â§ 12a Satz 1 SGB II sind Leistungsberechtigte verpflichtet,
Sozialleistungen anderer TrÃ¤ger in Anspruch zu nehmen und die dafÃ¼r
erforderlichen AntrÃ¤ge zu stellen, sofern dies zur Vermeidung, Beseitigung,
VerkÃ¼rzung oder Verminderung der HilfebedÃ¼rftigkeit erforderlich ist. Nach Satz
2 der Vorschrift sind Leistungsberechtigte nicht verpflichtet, vor Vollendung des 63.
Lebensjahrs eine Rente wegen Alters vorzeitig in Anspruch zu nehmen. Nach Â§ 5
Abs. 3 Satz 1 SGB II kÃ¶nnen die LeistungstrÃ¤ger, wenn die Leistungsberechtigten
trotz Aufforderung einen erforderlichen Antrag auf Leistungen eines anderen
TrÃ¤gers nicht stellen, den Antrag stellen sowie Rechtsbehelfe und Rechtsmittel
einlegen.

1. In formeller Hinsicht ist die Aufforderung vom 21. Februar (und dessen
ErgÃ¤nzung mit Schreiben vom 27. Mai 2014) in Gestalt des
Widerspruchbescheides vom 29. August 2014 rechtmÃ¤Ã�ig.

a) Der Umstand der fehlenden AnhÃ¶rung (Â§ 24 SGB X) ist hier durch die
DurchfÃ¼hrung des Widerspruchsverfahrens â�� in welchen die KlÃ¤gerin
umfassend ihre Ansichten vortrug â�� geheilt worden (Â§ 41 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2
SGB X, vgl. BSG, Urteil vom 09. MÃ¤rz 2016 â�� B 14 AS 3/15 R â��, juris, Rdnr. 17).

b) Die ihr fÃ¼r die Antragstellung bei der DRV Bund durch Bescheid vom 21.
Februar 2014 gesetzte Frist bis zum 10. MÃ¤rz 2014 eine Antragstellung
nachzuweisen, ist unbedenklich. Die LÃ¤nge der Frist ist gesetzlich nicht geregelt
(vgl. Bieback in Gagel, Stand September 2015, Â§ 5 SGB II Rdnr. 88). Eine starre
Vorgabe wÃ¤re auch nicht sachgerecht. Denn nach Auffassung des Senats (vgl. LSG
Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 18. November 2016 â�� L 4 AS 550/16 B ER â��,
juris, Rdnr. 39) kann, soweit der Betroffene und LeistungstrÃ¤ger bereits im
Austausch Ã¼ber das FÃ¼r und Wider der Antragstellung waren, auch eine kurze
Frist noch angemessen sein. Diese sollte jedoch eine Woche nicht unterschreiten.
Hier standen die Beteiligten seit Januar 2014 Ã¼ber die Frage der Antragstellung im
Kontakt. Die verbleibende Frist im Aufforderungsbescheid vom 21. Februar 2014
betrÃ¤gt â�� in Anwendung des Â§ 37 Abs. 2 Satz 1 SGB X (Bekanntgabe am dritten
Tag nach Aufgabe zur Post) â�� 15 Tage. Mithin war diese Frist ausreichend. Jedoch
kann eine zu kurz gesetzte Frist die Aufforderung nicht unwirksam machen. Sie
wÃ¼rde aber die ersatzweise Antragstellung erst nach Ablauf der angemessenen
Frist ermÃ¶glichen (LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 01. MÃ¤rz 2016 â�� L 5 AS
25/16 B ER -, juris, Rdnr. 47).
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c) Der Bescheid war hinreichend bestimmt. Das Nachschieben der BegrÃ¼ndung
mit Schreiben vom 27. Mai 2014 hÃ¤tte dahin stehen kÃ¶nnen, da die
BegrÃ¼ndungsanforderungen des Â§ 35 Abs. 1 SGB X und die hinreichende
Bestimmtheit im Sinne des Â§ 33 Abs. 1 SGB X bei etwaigen MÃ¤ngeln auch durch
den Widerspruchsbescheid geheilt werden konnte (vgl. Â§ 41 Abs. 1 Nr. 2 in
Verbindung mit Abs. 2 SGB X). Hier wird im Widerspruchsbescheid mit
hinreichender Deutlichkeit dargestellt, warum und ab wann die KlÃ¤gerin die
vorzeitige Altersrente zu beantragen hatte (vgl. zur grundsÃ¤tzlichen
HeilungsmÃ¶glichkeit bei MÃ¤ngeln im Verwaltungsakt: BSG, Urteil vom 29. Januar
1997 â�� 6 RKa 24/96 â��, juris, Rdnr. 14).

2. Der Bescheid ist auch materiell rechtmÃ¤Ã�ig.

RechtmÃ¤Ã�igkeitsvoraussetzungen einer Aufforderung sind die Verpflichtung des
Leistungsberechtigten nach Â§ 12a SGB II, eine vorrangige Leistung zu beantragen
und in Anspruch zu nehmen, und die fehlerfreie Ermessensentscheidung des
LeistungstrÃ¤gers nach Â§ 5 Abs. 3 Satz 1 SGB II, den Leistungsberechtigten zur
Antragstellung aufzufordern. Ebenfalls darf die Anwendbarkeit von Â§ 12a SGB II
nicht ausnahmsweise ausgeschlossen sein und die den Regelfall bildende
Verpflichtung zur Antragstellung und Inanspruchnahme in Sinne des Â§ 13 Abs. 2
SGB II nicht zur Vermeidung von Unbilligkeiten tatsÃ¤chlich nicht bestehen (BSG,
Urteil vom 19. August 2015 â�� B 14 AS 1/15 R â��, juris, Rdnr. 20, 22).

a) Einer Verpflichtung der KlÃ¤gerin nach Â§ 12a SGB II steht nicht die sog. 58er-
Regelung aus Â§ 65 Abs. 4 Satz 3 SGB II in Verbindung mit Â§ 428 Abs. 2 Satz 1,
Halbsatz 2 SGB III entgegen. Diese schÃ¼tzt den von ihr erfassten Personenkreis
vor der Verpflichtung, eine vorzeitige Altersrente mit AbschlÃ¤gen in Anspruch zu
nehmen. Die KlÃ¤gerin fÃ¤llt jedoch nicht unter den persÃ¶nlichen
Anwendungsbereich der Regelung, weil sie erst nach dem 1. Januar 2008 das 58.
Lebensjahr vollendet hat (vgl. Â§ 65 Abs. 4 Satz 2 SGB II).

b) Vorliegend war die Beantragung der vorzeitigen Altersrente auch erforderlich, um
die Dauer des SGB II-Leistungsbezuges zu reduzieren. Erforderlich in diesem Sinne
ist jede Inanspruchnahme, die HilfebedÃ¼rftigkeit vermeidet, also nicht eintreten
lÃ¤sst, beseitigt, also eine bestehende HilfebedÃ¼rftigkeit beendet bzw. wegfallen
lÃ¤sst, verkÃ¼rzt, also die Dauer begrenzt, oder vermindert, also die HÃ¶he
verringert (BSG, Urteil vom 19. August 2015 â�� B 14 AS 1/15 R â��, juris, Rdnr.
21).

aa) Die KlÃ¤gerin war erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte, da sie die
Anspruchsvoraussetzungen zum Erhalt von Alg II dem Grunde nach erfÃ¼llte. Nach 
Â§ 19 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II erhalten
erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte Alg II, wenn sie das 15. Lebensjahr vollendet
und die Altersgrenze nach Â§ 7a SGB II noch nicht erreicht haben, 2. erwerbsfÃ¤hig
sind, 3. hilfebedÃ¼rftig sind und 4. ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der
Bundesrepublik Deutschland haben (Â§ 19 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Â§ 7 Abs.
1 Satz 1 SGB II) und sie nicht von Leistungen nach dem SGB II ausgenommen sind.
Der Beklagte hatte der KlÃ¤gerin aufgrund dessen Leistungen zur Sicherung des
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Lebensunterhaltes bewilligt.

bb) Sie hÃ¤tte auch mit Vollendung des 63. Lebensjahres eine vorzeitige Altersrente
beziehen kÃ¶nnen. Nach der Rentenauskunft der DRV Bund vom 18. Februar 2014
hÃ¤tte die KlÃ¤gerin â�� bei rechtzeitiger Antragstellung (Â§ 99 Abs. 1 SGB VI) â��
ab dem 1. April eine Altersrente fÃ¼r langjÃ¤hrige Versicherte mit 8,7 % Abschlag
beziehen, kÃ¶nnen.

cc) Die KlÃ¤gerin ist zur Inanspruchnahme der vorzeitigen Altersrente auch
verpflichtet, denn diese ist im Sinne des Â§ 12a Satz 1 SGB II erforderlich, weil sie
zur Beseitigung ihrer HilfebedÃ¼rftigkeit nach dem SGB II fÃ¼hrt. Dies ist
unabhÃ¤ngig von dem Umstand, dass eventuell die HÃ¶he der Rente nicht
ausreicht, um ihren notwendigen Lebensunterhalt zu bestreiten und sie deshalb
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem SGB XII benÃ¶tigt. Sie scheidet trotzdem aus
dem existenzsicherungsrechtlichen Leistungssystem des SGB II aus, was fÃ¼r die
Anwendung der Norm ausreichend ist (vgl. BSG, Urteil vom 19. August 2015 â�� B
14 AS 1/15 R â��, juris, Rdnr. 33).

dd) Eine Antragstellung durch die KlÃ¤gerin ist im Sinne des Â§ 12a Satz 1 SGB II
auch erforderlich. Sie ist zu dieser verpflichtet, weil Renten aus eigener
Versicherung nur auf Antrag geleistet werden (Â§ 99 Abs. 1 SGB VI). Dies hat der
Beklagte der KlÃ¤gerin in der Aufforderung in hinreichender Weise dargelegt.

c) Ein Ausnahmetatbestand nach der UnbilligkeitsV, der die KlÃ¤gerin von der
Verpflichtung nach Â§ 12a Satz 1 SGB II zur Beantragung und Inanspruchnahme
einer vorgezogenen Altersrente befreit, liegt nicht vor. Die AusnahmetatbestÃ¤nde
regelt die UnbilligkeitsV abschlieÃ�end (BSG, Urteil vom 19. August 2015 â�� B 14
AS 1/15 R â��, juris, Rdnr. 23).

aa) Insbesondere ist Â§ 6 UnbilligkeitsV, der zum 1. Januar 2017 in Kraft getreten
ist, â�� unabhÃ¤ngig der Frage, ob dessen Voraussetzungen hier vorliegen â�� auf
den vorliegenden Sachverhalt nicht anzuwenden.

Danach ist die Inanspruchnahme unbillig, wenn Leistungsberechtigte dadurch
hilfebedÃ¼rftig im Sinne der Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
nach dem Vierten Kapitel des SGB XII werden wÃ¼rden. Jedoch ist maÃ�gebender
Zeitpunkt fÃ¼r die Beurteilung der Sach- und Rechtslage bei einer
Anfechtungsklage der Zeitpunkt der letzten BehÃ¶rdenentscheidung. Danach gilt
hier:

Da der Beklagte den Widerspruchsbescheid (= die letzte BehÃ¶rdenentscheidung)
bereits am 28. August 2014 erlassen hat, kann diese Norm im Falle der KlÃ¤gerin
keine Anwendung finden (ebenso fÃ¼r bis zum 31. Dezember 2016 ergangene
Widerspruchsbescheide: LSG Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 12. April 2017 â�� L 5
AS 340/16 B ER â��, juris, Rdnr. 34; SÃ¤chsisches LSG, Urteil vom 17. Oktober 2019
â�� L 3 AS 330/17 â��, juris, Rdnr. 50; Adolph, in: Adolph, Sozialgesetzbuch II,
Sozialgesetzbuch XII, Asylbewerberleistungsgesetz [109. Erg.-Lfg., August 2019], Â§
12a SGB II Rdnr. 35). FÃ¼r eine Ausnahme von der grundsÃ¤tzlichen Regelung und
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einer rÃ¼ckwirkenden Anwendung fehlt es an einer notwendigen Sonderregelung,
obwohl der Verordnungsgeber die vorherige Rechtslage als Ã¤nderungswÃ¼rdig
angesehen hat. Denn mit der Ã�nderung fÃ¼r die Zukunft hat er auf die bis dahin
aktuelle Rechtsprechung des Bundessozialgerichts reagiert (vgl. SÃ¤chsisches LSG,
a.a.O., Rdnr. 51: im Ergebnis auch: Bayrisches LSG, Beschluss vom 21. November
2016 â�� L 11 AS 721/16 B ER â��, juris, Rdnr. 25; LSG Berlin-Brandenburg,
Beschluss vom 6. November 2017 â�� L 18 AS 426/17 â��, juris, Rdnr. 14).

bb) Die Inanspruchnahme der vorzeitigen Altersrente wÃ¼rde bei der KlÃ¤gerin
nicht zum Verlust eines Anspruchs auf Arbeitslosengeld (Alg) fÃ¼hren (Â§ 2
UnbilligkeitsV), da sie keinen Anspruch auf Alg nach dem SGB III hat.

cc) Sie ist auch nicht deshalb unbillig, weil die KlÃ¤gerin in nÃ¤chster Zukunft die
Altersrente abschlagsfrei in Anspruch nehmen kÃ¶nnte (Â§ 3 UnbilligkeitsV). Denn
abschlagsfrei in Anspruch nehmen kann sie eine Altersrente wegen Arbeitslosigkeit
erst mit Vollendung des 65. Lebensjahres. Ein Zeitraum von zwei Jahren bis zur
abschlagsfreien Inanspruchnahme ist aber nicht eine bevorstehende abschlagsfreie
Altersrente "in nÃ¤chster Zukunft" bzw. "alsbald" (vgl. BSG, Urteil vom 19. August
2015 â�� B 14 AS 1/15 R â��, juris, Rdnr. 35).

dd) Ebenfalls liegen die Voraussetzungen der Â§Â§ 4, 5 UnbilligkeitsV nicht vor.
GemÃ¤Ã� Â§ 4 UnbilligkeitsV ist die Inanspruchnahme unbillig, solange
HilfebedÃ¼rftige sozialversicherungspflichtig beschÃ¤ftigt sind oder aus sonstiger
ErwerbstÃ¤tigkeit ein entsprechend hohes Einkommen erzielen. Die KlÃ¤gerin Ã¼bt
keine ErwerbstÃ¤tigkeit aus, sie erzielt kein Einkommen und eine solche
Einkommenserzielung aus einer sozialversicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung oder
in sozialversicherungspflichtiger HÃ¶he steht auch nicht in nÃ¤herer Zukunft bevor
(Â§ 5 UnbilligkeitsV). Denn die KlÃ¤gerin besitzt keinen auf eine zukÃ¼nftige
BeschÃ¤ftigung gerichteten Arbeitsvertrag, noch wurde ihr verbindlich eine
Arbeitsaufnahme in Aussicht gestellt.

d) Das aufgrund der Verpflichtung der KlÃ¤gerin, eine vorzeitige Altersrente in
Anspruch zu nehmen und zu beantragen, erÃ¶ffnete Ermessen hinsichtlich des "Ob"
einer Aufforderung hat der Beklagte erkannt und ermessensfehlerfrei ausgeÃ¼bt.

Seine ErmessensausÃ¼bung ist gerichtlich nur eingeschrÃ¤nkt darauf zu prÃ¼fen
(Â§ 39 Abs. 1 Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I), Â§ 54 Abs. 2 Satz 2 SGG), ob er
sein Ermessen Ã¼berhaupt ausgeÃ¼bt, ob er die gesetzlichen Grenzen des
Ermessens Ã¼berschritten oder ob er von dem Ermessen in einer dem Zweck der
ErmÃ¤chtigung nicht entsprechenden Weise Gebrauch gemacht hat
("RechtmÃ¤Ã�igkeits-, aber keine ZweckmÃ¤Ã�igkeitskontrolle"). Dabei hat das
durch Â§ 5 Abs. 3 Satz 1 SGB II dem LeistungstrÃ¤ger hinsichtlich des "Ob" einer
Aufforderung eingerÃ¤umte Ermessen seinen Ausgangspunkt beim Grundsatz der
gesetzlichen Verpflichtung des Leistungsberechtigten, nach Â§ 12a SGB II zur
Realisierung vorrangiger Sozialleistungen zu nehmen (BSG, Urteil vom 19. August
2015 â�� B 14 AS 1/15 R â��, juris, Rdnr. 37).

aa) Dass der Beklagte sein EntschlieÃ�ungsermessen erkannt hat, ergibt sich neben
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den Formulierungen im Schreiben vom 27. Mai 2014 aus den Formulierungen im
Widerspruchsbescheid, dass es der KlÃ¤gerin "zuzumuten" sei, eine vorzeitige
Altersrente "in Kauf zu nehmen" und sie "im Lichte der staatlichen FÃ¼rsorgepflicht
und unter BerÃ¼cksichtigung des Rechtsgleichheitsgebotes" aufgefordert werden
"konnte", einen Antrag auf vorzeitige Altersrente beim zustÃ¤ndigen
RentenversicherungstrÃ¤ger zu stellen.

bb) Der RechtmÃ¤Ã�igkeit des Bescheides vom 21. Februar 2014 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 28. August 2014 steht â�� entgegen der Ansicht der
KlÃ¤gerin â�� nicht entgegen, dass sich eine umfassende und detaillierte
ErmessensausÃ¼bung erstmals aus dem Widerspruchsbescheid ergibt. Hierbei geht
es um die Beseitigung des Fehlens der ErmessensbetÃ¤tigung im
Ausgangsbescheid durch das Widerspruchsverfahren auf der Grundlage des Â§ 78
Abs. 1 Satz 1 SGG, wonach auch die ZweckmÃ¤Ã�igkeit des angefochtenen
Verwaltungsaktes in einem Vorverfahren nachzuprÃ¼fen ist. Der Beklagte ist im
Widerspruchsverfahren befugt und bei einem Ermessensausfall oder -fehlgebrauch
im Ausgangsbescheid auch gehalten, selbst ErmessenserwÃ¤gungen anzustellen
und einzusetzen (BSG, Urteil vom 19. August 2015 â�� B 14 AS 1/15 R â��, juris,
Rdnr. 38)

cc) Im Rahmen seiner ErmessensausÃ¼bung hat sich der Beklagte im
Widerspruchsbescheid mit den von der KlÃ¤gerin vorgebrachten GrÃ¼nden gegen
die Aufforderung zur Antragstellung und ihre spÃ¤tere Durchsetzung
auseinandergesetzt. Diese lÃ¤sst auch in ihrer Knappheit Ermessensfehler nicht
erkennen. Andere GrÃ¼nde, weshalb vom gesetzlichen Regelfall, der vorzeitigen
Altersrente nach Vollendung des 63. Lebensjahres den Vorrang vor dem Bezug von
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II einzurÃ¤umen,
abgewichen werden kÃ¶nnte, hat der Beklagte nicht erkennen kÃ¶nnen.

Insbesondere wÃ¤re die grundsÃ¤tzliche Verpflichtung, ergÃ¤nzend SGB XII
Leistungen in Anspruch zu nehmen, im Regelfall nicht ausreichend, um eine
abweichende Ermessensentscheidung zu rechtfertigen, denn nach Â§ 12a Satz 1
SGB II genÃ¼gt schon eine Verminderung der HilfebedÃ¼rftigkeit fÃ¼r die
Verpflichtung zur Inanspruchnahme und das Nachrangprinzip gilt auch im SGB XII
(Â§ 2 SGB XII). Es bedurfte daher keiner weiteren ErmessenserwÃ¤gungen und
keiner weiteren BegrÃ¼ndung, weil Anhaltspunkte fÃ¼r atypische UmstÃ¤nde
fehlen, mit Blick auf die zu erwÃ¤gen gewesen wÃ¤re, ob vorliegend vom
gesetzlichen Regelfall abzuweichen ist.

Soweit die KlÃ¤gerin auf die abgeschlossenen Eingliederungsvereinbarungen
verweist, Ã¤ndert dies nichts an dieser getroffenen EinschÃ¤tzung. Denn die
Eingliederungsvereinbarung steht der RechtmÃ¤Ã�igkeit der Aufforderung, vorzeitig
Altersrente in Anspruch zu nehmen, nicht entgegen. Aus dem Abschluss einer
Eingliederungsvereinbarung mit der KlÃ¤gerin im Jahr 2012 folgen keine atypischen
UmstÃ¤nde. Eingliederungsvereinbarungen sind ihrer RechtsqualitÃ¤t nach
Ã¶ffentlich-rechtliche VertrÃ¤ge in der Form des subordinationsrechtlichen
Austauschvertrags nach Â§ 53 Abs. 1 Satz 2, Â§ 55 SGB X (vgl. BSG, Urteil vom 23.
Juni 2016 â�� B 14 AS 30/15 R â��, juris, Rdnr. 16). Sie hindern jedoch nicht die
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Anwendung der gesetzlichen Vorschriften des SGB II. Bis zur Rentenbewilligung
bleibt die KlÃ¤gerin allen Regelungen des SGB II unterworfen. Daher musste die
Eingliederungsvereinbarung im Rahmen der ErmessensausÃ¼bung nicht als
besonderer Umstand berÃ¼cksichtigt werden. Insbesondere liegt keine
fortdauernde, dokumentierte NÃ¤he der KlÃ¤gerin zum Arbeitsmarkt vor. Die
KlÃ¤gerin ist bereits seit mehreren Jahren arbeitslos. Es bestehen keine
Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass sie aufgrund dieser Eingliederungsvereinbarung
zeitnah in Arbeit hÃ¤tte vermittelt werden kÃ¶nnen. Aufgrund dessen war es
ausreichend, dass der Beklagte im Rahmen der PrÃ¼fung der UnbilligkeitsV die
Aussicht auf Aufnahme einer sozialversicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigung
geprÃ¼ft und verneint hat (vgl. Landessozialgericht Sachsen-Anhalt, Beschluss vom
12. April 2017 â�� L 5 AS 340/16 B ER â��, juris, Rdnr. 31f.).

II. FÃ¼r den Antrag, den Beklagten zu verpflichten, den Antrag auf vorzeitige
Altersrente zurÃ¼ckzunehmen, ist die echte Leistungsklage im Sinne von Â§ 54
Abs. 5 SGG statthaft. Denn der von einem Jobcenter fÃ¼r einen erwerbsfÃ¤higen
Leistungsberechtigten ersatzweise gestellte Antrag auf eine andere, vorrangige
Sozialleistung ist kein Verwaltungsakt im Sinne von Â§ 31 SGB X (vgl. SÃ¤chsisches
LSG, Urteil vom 17. Oktober 2019 â�� L 3 AS 330/17 â��, juris, Rdnr. 68; LSG
Sachsen-Anhalt, Beschluss vom 1. MÃ¤rz 2016 â�� L 5 AS 25/16 B ER â��, juris,
Rdnr. 55; Bayrisches LSG, Beschluss vom 3. Juni 2016 â�� L 7 AS 233/16 B ER â��,
juris, Rdnr. 45; ThÃ¼ringisches LSG, Beschluss vom 1. Juni 2017 â�� L 4 AS 851/16
B â��, juris, Rdnr. 29; Stachnow-Meyerhoff, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II [4.
Aufl., 2015], Â§ 5 Rdnr. 102.1 [Aktualisierung vom 30.01.2017]).

1. Die Leistungsklage ist auch im Ã�brigen zulÃ¤ssig. GrundsÃ¤tzlich bedarf es,
wenn der Beklagte den Antrag nach erfolglosen Fristablauf ersatzweise fÃ¼r den
Leistungsberechtigten gestellt hat und der Aufforderungsbescheid angefochten ist,
keines weiteren, auf die Verpflichtung des Jobcenters zur RÃ¼cknahme des
ersatzweise gestellten Antrages gerichteten Rechtsschutzverfahrens. Denn der
Beklagte ist durch seiner Bindung an Gesetz und Recht (vgl. Artikel 20 Abs. 3 des
Grundgesetzes [GG]) verpflichtet, von selbst und nicht erst auf gerichtliche
Anordnung hin den Rentenantrag zurÃ¼ckzunehmen (vgl. SÃ¤chsisches
Landessozialgericht, Urteil vom 24. Januar 2019, a. a. O., Rdnr. 34). Der Verweis
hierauf, fÃ¼hrt jedoch nicht zur UnzulÃ¤ssigkeit eines gestellten Antrags.

2. Sie ist jedoch unbegrÃ¼ndet, weil die KlÃ¤gerin keinen Anspruch auf
RÃ¼cknahme des vom Beklagten ersatzweise fÃ¼r sie gestellten Antrages auf
vorzeitige Altersrente hat.

Anspruchsgrundlage ist der allgemeine Ã¶ffentlich-rechtliche
Folgenbeseitigungsanspruch (vgl. ThÃ¼ringisches LSG, Beschluss vom 1. Juni 2017,
a. a. O., Rdnr. 30; Lange, a. a. O., SÃ¤chsisches LSG, Urteil vom 17. Oktober 2019
â�� L 3 AS 330/17 â��, juris, Rdnr. 71). Jedoch ist materiell-rechtlich die
Antragstellung durch den Beklagten nicht zu beanstanden, weil die in Â§ 5 Abs. 3
Satz 1 SGB II festgelegten Handlungsvoraussetzungen erfÃ¼llt sind. Der Beklagte
hat â�� wie oben ausgefÃ¼hrt â�� sein Ermessen fehlerfrei gegenÃ¼ber der
KlÃ¤gerin ausgeÃ¼bt. Das Antragsbegehren des Beklagten war auch fÃ¼r den
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RentenversicherungstrÃ¤ger klar erkennbar.

III. Die Kostenentscheidung beruht auf den Â§ 193 SGG.

IV. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht
vor. Vorliegend wurde eine Einzelfallentscheidung auf gesicherter Rechtsgrundlage
getroffen.

Erstellt am: 03.02.2021

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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